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Kapitalismus im
Wachstumsdilemma:
Die Verdrängung der

ökologischen
Krisendimension
und ihre Folgen

Wenige Jahre nach dem globalen Finanzcrash ist das Gespenst der Re-
zession zurück. Selbst in ›Gewinnerstaaten‹ wie der Bundesrepublik ma-
chen sich die »Sturmvögel der Krise« (Marx) bemerkbar. Einige südeu-
ropäische Krisenländer haben das rezessive Tal erst gar nicht verlassen.
Gegen die Stagnation scheint es nur ein Mittel zu geben – die Generie-
rung von Wirtschaftswachstum. Bei der Wahl ihrer Mittel im grundle-
genden Dissens, wissen sich Monetaristen und Keynesianer hinsichtlich
der Suche nach Wachstumstreibern einig. Darf man diesen stillen Kon-
sens attackieren? Meine Antwort ist ein klares Ja! Die Gesellschaften des
globalen Nordens befinden sich in einem Wachstumsdilemma. Weil al-
le Energien auf eine ausschliesslich wachstumsorientierte Überwindung
der ökonomischen Stagnation gerichtet sind, geraten ökologische Nach-
haltigkeitsziele zunehmend unter die Räder – dies mit fatalen Folgen vor
allem für die Gesellschaften des globalen Südens.

Modernes Wachstum
Zur Begründung dieser These
lohnt eine Beschäftigung mit dem
Wachstumsbegriff. »Wir wün-
schen uns Wachstum, nicht Still-
stand oder Schrumpfung. Und das
ist menschlich«,1 behauptet der li-
berale Ökonom Karl-Heinz Pa-
qué. Eine solche Gleichsetzung
von Wirtschaftswachstum und
Entwicklung ist jedoch historisch
falsch. Modernes Wachstum kann
als eine von Preisbewegungen un-
abhängige Mehrung des Volks-
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und Pro-Kopf-Einkommens bezeichnet werden, die sich über alle kon-
junkturellen Schwankungen hinweg verstetigen lässt. Dergleichen gibt
es erst seit der industriellen Revolution und dem Aufstieg des Indu-
striekapitalismus. Einiges spricht dafür, dass der Akkumulator langsa-
mer Fortschritte – wirtschaftliche Leitsektoren und Regionen, die als Lo-
komotiven der Weltwirtschaft fungieren – das ›Ob‹ längerfristigen
Wachstums bestimmt. Von dieser Bewegung müssen kurze Intervalle,
Konjunkturzyklen, unterschieden werden, in deren Verlauf Anlage- und
Unternehmensstrategien, aber auch wirtschaftspolitische Entscheidun-
gen das ›Wie‹ des Wachstums beeinflussen.

Ein systemischer Wachstumszwang
Kapitalistischen Ökonomien ist ein struktureller Wachstumszwang in-
härent. Ohne die erweiterte Reproduktion des eingesetzten Kapitals und
die fortwährende Steigerung der Arbeitsproduktivität lässt sich kapitali-
stisches Gewinnstreben letztlich nicht realisieren. Um Gesellschaften mit
eingebautem Wachstumszwang ökonomisch und sozial zu stabilisieren,
müssen sie sich permanent bewegen, ihre Volkswirtschaften müssen
wachsen. Zugespitzt formuliert: Die dem Kapitalismus in all seinen Va-
riationen innewohnende Dynamik treibt das System »immer nur in ein
Extrem – in die Expansion oder in den Zusammenbruch«.2 Kapitalisti-
sche Dynamik ist daher nichts anderes als der fortwährende Versuch vor
allem grosser Unternehmen und der Staaten, Schranken der Akkumu-
lation und damit auch Möglichkeitsgrenzen des Wachstums zumindest
zeitweilig zu überwinden und räumlich zu verschieben, wobei jede die-
ser Grenzen immer wieder von einer anderen abgelöst werden kann. In
diesem Sinne verkörpert modernes Wachstum eine »Bewegung von Re-
lais zu Relais«, von Grenze zu Grenze, »ohne je zum Stillstand zu kom-
men«.3

Die kapitalistische Dynamik bleibt auf die fortwährende Einverlei-
bung von ›neuem Land‹ angewiesen, präziser: von zuvor nicht kom-
modifizierten Territorien, sozialen Milieus und Arbeitskräften. Wohl-
fahrtsstaaten haben diesen ökonomischen Wachstumszwang auch ge-
sellschaftlich verallgemeinert und politisch institutionalisiert. Der Sozi-
alstaat darf »die Stabilitätsanforderungen des kapitalistischen Wachs-
tums« nicht verletzen, weil privilegierte Eliten »korrigierende Eingriffe
in das Verteilungsmuster« nur dann akzeptieren, wenn »sie aus den Zu-
wächsen des Sozialprodukts bestritten werden« können und die Besitz-
stände dieser Gruppen nicht berühren.4 Dementsprechend lässt sich die
Restrukturierung der fortgeschrittenen Kapitalismen seit Mitte der
1970er-Jahre als Abfolge von Versuchen verstehen, die längerfristige
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Wachstumsdynamik – zunächst mittels staatlicher Kreditierung, später
über eine angebotsorientierte oder neoschumpeterianische Wirtschafts-
politik – wieder in Gang zu bringen. Die ›grosse Kontraktion‹ von
2008/09 signalisiert das Scheitern dieser Versuche.

Selektivität des Wachstums
Dafür spricht zunächst die relative Entkopplung von Wirtschaftswachs-
tum und sozialer Wohlfahrt, wie sie sich seit Längerem beobachten läs-
st. War schon gegen Ende der fordistischen Ära eine zunehmende Nord-
Süd-Spaltung sichtbar geworden, so hat sich seither ein selektives Mu-
ster durchgesetzt, das auch innerhalb des globalen Südens polarisiert.
Den dynamischen Wachstumsökonomien in den BRICS-Staaten5 und
besonders in Ostasien stehen Länder gegenüber, in denen die Rezessi-
on zum Dauerzustand geworden ist. Bereits zur Jahrtausendwende war
das Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt in 54 Staaten mit immerhin 12 Pro-
zent der Weltbevölkerung seit mehr als einem Jahrzehnt rückläufig.
Zwar gilt nach wie vor, dass Wachstumsstockungen eine Zunahme von
Arbeitslosigkeit, Armut und Prekarität bedeuten; als das Wachstum des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) 2008/09 einbrach, gingen allein in China
etwa 20 Millionen Jobs verloren. Doch das Anziehen der Weltkonjunk-
tur führte global weder zu sinkenden Arbeitslosenquoten noch zu einer
Korrektur des Polarisierungstrends bei Einkommen und Vermögen. Ob-
wohl die Weltwirtschaft 2010 um fünf Prozent und 2011 noch einmal
durchschnittlich um vier Prozent gewachsen ist, waren 2011 noch immer
197 Millionen und damit 27 Millionen Menschen mehr arbeitslos als vor
der Krise; 900 Millionen Menschen lebten laut der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO) unter der absoluten Armutsschwelle von zwei
US-Dollars pro Tag.

Die soziale Selektivität des Wachstums macht sich aber auch innerhalb
der fortgeschrittenen Kapitalismen bemerkbar. So beruht das ›deutsche
Beschäftigungswunder‹ wesentlich auf einer Expansion unsicherer Be-
schäftigung. Im Entstehen ist eine prekäre Vollerwerbsgesellschaft, in
der die einkommensschwächsten Gruppen nicht oder kaum an Pro-
duktivitätsfortschritten partizipieren. DAX-Manager, die sich vor 20
Jahren noch mit dem 14-Fachen eines durchschnittlichen Facharbeiter-
gehalts begnügten, verdienen heute durchschnittlich das 52-Fache.
Demgegenüber arbeiten inzwischen mehr als 23 Prozent der abhängig
Beschäftigten im Niedriglohnsektor, davon gut 3,4 Millionen mit einem
Bruttolohn von weniger als sieben Euro pro Stunde.
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Ökologische Grenzen
Das alles sei kein Problem des Wirtschaftswachstums, sondern seiner ge-
rechten Verteilung – so könnte ein Einwand lauten. Doch solche Argu-
mente ignorieren die ökologischen Wachstumsgrenzen. Das Jahr 2009
lieferte dafür Anschauungsunterricht. Nicht etwa höhere Ressourcenef-
fizienz oder beschleunigtes Umsteigen auf erneuerbare Energien, son-
dern ökonomisches Minuswachstum sorgte für einen Rückgang klima-
schädlicher Emissionen. Als die Konjunktur 2010 anzog, war das Re-
kordniveau der Emissionen aus 2008 jedoch rasch wieder erreicht. Der
globale CO2-Ausstoss übertrifft inzwischen noch die pessimistischsten
Prognosen des UN-Klimarates. Die jüngste Studie des Club of Rome,
die einen »Peak 2030« für die Klimaintensität, einen Anteil erneuerba-
rer Energien von 40 Prozent und eine Stagnation der Weltbevölkerung
bei 8,1 Milliarden Menschen (2040) annimmt, hält eine Erderwärmung
von vier bis fünf Grad bis zum Jahrhundertende für wahrscheinlich.6

Folgt man dem OECD-Umweltausblick, der bis 2050 eine Vervierfa-
chung der Weltwirtschaft, neun Milliarden Menschen, nur 15 Prozent er-
neuerbare Energieträger, einen um 80 Prozent erhöhten Energiebedarf
und 70 Prozent mehr CO2-Emissionen prognostiziert, so ist das eher
noch ein optimistisches Szenario.

Treibhausemissionen und Klimawandel stellen jedoch nur eine Di-
mension ökologischer Krisenherde dar. Nicht minder gravierend ist die
Vernutzung endlicher natürlicher Ressourcen und fossiler Energieträger.
An den endlichen Ressourcen gemessen, lebt die Welt schon seit dem
Ende der 1970er-Jahre über ihre Verhältnisse. Der ökologische Fussab-
druck, der den Ressourcenverbrauch im Verhältnis zur ökologischen
Tragfähigkeit des Planeten misst, ist dafür ein wichtiger Indikator. Schon
vor der Jahrtausendwende lag der menschliche Ressourcenverbrauch et-
wa 20 Prozent über der ökologischen Tragfähigkeit. Und auch hier zeigt
sich eine Parallelität zu den Emissionen. In den Krisenjahren zwischen
1980 und 1983 näherte sich der Ressourcenverbrauch zuletzt der Trag-
fähigkeitsgrenze an. Seither ist er in einem Masse gestiegen, der die
»Möglichkeitsgrenzen« (Braudel) längerfristigen Wirtschaftswachstums
zumindest in den fortgeschrittenen Kapitalismen immer näher rücken
lässt.7

Diese Tendenz ist umso brisanter, als sie bei Teilen der ökonomischen
und politischen Eliten noch immer die Bereitschaft fördert, hochrisikot-
rächtige Technologien wie Kernkraftwerke zum Einsatz zu bringen. We-
gen der Kumulation solcher Risiken macht es Sinn, die gegenwärtige
Konstellation als ökonomisch- ökologische Doppelkrise zu bezeichnen.
Weder ökologische noch ökonomische Krisen lassen sich auf die eine Ur-
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sache zurückführen. Der Begriff Doppelkrise bezeichnet lediglich eine
räumliche und zeitliche Synchronisation höchst unterschiedlicher Kri-
senherde und -ursachen. Das historisch Neue der gegenwärtigen Kri-
senkonstellation besteht jedoch darin, dass das Wachstumsdilemma fort-
geschrittener Kapitalismen offen zutage tritt. Das seit Jahrzehnten frag-
los eingesetzte Mittel zur Überwindung ökonomischer Krisen, die Ge-
nerierung von materiellem Wachstum, bewirkt in der Gegenwart fast
zwangsläufig eine Zuspitzung und Verschärfung ökologischer Krisen.
Aus diesem Grund befinden sich die Gesellschaften des globalen Nor-
dens in einer historischen Entscheidungssituation: Entweder es gelingt
ihnen, Wirtschaftswachstum ökologisch und sozial nachhaltig zu gestal-
ten, oder sie sind gezwungen, ihre Entwicklung – und das heisst auch:
ihre wohlfahrtsstaatlichen und sozialen Institutionen – dauerhaft vom
Zwang zu permanentem Wachstum zu entkoppeln.

Wege aus der Krise
Wichtig ist, dass diese historische Entscheidungssituation nicht im Sin-
ne einer apokalyptischen Prophezeiung interpretiert wird. Alle bekann-
ten Prognosen über den Klimawandel und die Grenzen des Wachstums
basieren auf hochkomplexen Computersimulationen, deren Ergebnisse
hochgradig von den eingespeisten Prämissen abhängen. Auch weil sie
auf defizitären Informationen beruhen, dürfen sie nicht im Sinne exak-
ter Zukunftsbeschreibungen missverstanden werden. Verdichtet man,
wie einst Rudolf Bahro, die pessimistischsten Szenarien zur Negativuto-
pie einer bevorstehenden Apokalypse, spielt man ungewollt den Wachs-
tumsfetischisten in die Hände. Jeder noch so begrenzte Fortschritt beim
Klima oder den Ressourcen – die Lachse im Rhein, Dächer mit Son-
nenkollektoren oder der gelegentlich wieder blaue Himmel über der
Ruhr – kann dann als praktische Widerlegung hermetischer Unter-
gangszenarien erscheinen. Die Akzeptanz der Untergangsszenarien lie-
fe hingegen auf die Erzeugung einer fatalistischen Opfermentalität hin-
aus.

Gegen apokalyptische Visionen betont das Konzept der ökonomisch-
ökologischen Doppelkrise die politische Beeinflussbarkeit nicht nur der
Ökonomie, sondern auch der gesellschaftlichen Naturverhältnisse. Ge-
rade die Erschütterungen des kapitalistischen Weltsystems, die der Zan-
gengriff von wirtschaftlichen und ökologischen Verwerfungen auslöst,
erzeugt Spielräume für radikale Veränderungen. Doch wie soll interve-
niert werden? Noch weit davon entfernt, die Leitlinien politischen Han-
delns zu bestimmen, sind es diverse Varianten eines Green New Deal,
die sich als alternative Option anbieten. In der konkreten Ausgestaltung
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sehr unterschiedlich, beanspruchen sie, zwei Fliegen mit einer Klappe
zu schlagen. Das Feld ökologischer Investitionen und grüner Sprungin-
novationen wird als potenzieller Akkumulator entdeckt, der sowohl län-
gerfristiges Wachstum als auch dessen Dekarbonisierung und Demate-
rialisierung ermöglichen soll. Gegenüber der konservativ gefärbten
Wachstumskritik eines Meinhard Miegel, die bei fortbestehenden Un-
gleichheiten Wohlfahrtsverzicht für die breite Masse empfiehlt, stellen
solche Konzepte einen Fortschritt dar, reflektieren sie doch die Zentra-
lität sozialer Nachhaltigkeit für den dringend benötigten ökologischen
Umbau.

In Gesellschaften mit ausgeprägten Ungleichheiten und Klassenun-
terschieden wird auch der Kampf um positionale Güter besonders er-
bittert geführt. Die Verschärfung horizontaler Ungleichheiten heizt des-
halb den Statuskonsum an. Schritte in Richtung ökologischer Nachhal-
tigkeit sind daher in egalitären Gesellschaften leichter möglich. Die bes-
seren Varianten eines Green New Deal könnten die Spielräume für Um-
verteilungspolitiken zugunsten der Lohneinkommen zeitweilig sicher
vergrössern – und dies bei gleichzeitiger Verbesserung der Ressource-
neffizienz und -effektivität. Eine Garantie für eine Umverteilung zugun-
sten der Prekarisierten und der vom Wachstum abgehängten Länder be-
inhalten sie nicht. Auch deshalb stellen sie längerfristig keinen Ausweg
aus dem Wachstumsdilemma dar. Gegenwärtig konsumiert ein Viertel
der Weltbevölkerung vorwiegend des globalen Nordens drei Viertel der
Ressourcen und erzeugt drei Viertel des Abfalls und der Emissionen.
Diese Problematik lässt sich allein mittels Dematerialisierung und De-
karbonisierung des Wachstums nicht entschärfen. Reboundeffekte, er-
zeugt durch grösseren Output und steigenden Konsum, stellen die Er-
folge solcher Strategien früher oder später wieder infrage. Das qualita-
tive Wachstum bliebe so »wenig nachhaltig wie bisher«.8

Demokratische Transformation
Sozialökologische Investitions- und Innovationsprogramme, etwa ein
von den Gewerkschaften geforderter Marshallplan für die südeuropäi-
schen Krisenländer, sind deshalb nicht falsch. Im Gegenteil, politisch
realisiert, würden sie ökologisch zumindest Zeitgewinn bedeuten. Für ei-
ne Nachhaltigkeitsrevolution sind sie als Übergangstrategien sinnvoll,
aber eben nicht ausreichend. Offenkundig steht eine Transformation be-
vor, die das moderne Wachstum als ökonomischen Selbstzweck infrage
stellt. Nur wenn die gesellschaftliche Entwicklung im Norden vom
Zwang zu stetig steigendem Wachstum entkoppelt wird, hat der globale
Süden überhaupt noch eine Entwicklungschance. Ein Übergang zu Post-
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wachstumsgesellschaften scheint derzeit utopisch, weil dies den We-
senskern kapitalistischer Vergesellschaftung berührt. Das könnte sich je-
doch rasch ändern, wenn sich die ökologischen Verwerfungen in den
Zentren auch ökonomisch und sozial bemerkbar machen. Wenn Ener-
gie und Elektrizität nicht mehr immer und – preisbedingt – auch nicht
mehr für alle in gleichem Masse zu Verfügung stehen, könnte sich auch
hierzulande rasch ein Trend bemerkbar machen, den die jüngste Club-
of-Rome-Studie schon jetzt für wahrscheinlich hält: Die grössten Fort-
schritte bei den erneuerbaren Energien trauen die Autoren China zu –
nicht trotz, sondern wegen fehlender Demokratie!

Wer sich autoritären Anwandlungen nicht ohnmächtig ausliefern will,
muss daher schon jetzt mit der Suche nach demokratischen Alternativen
beginnen. Dafür gibt es Anknüpfungspunkte. Kapitalismus existiert nie-
mals in Reinform. Seine Wirtschaft ist von Sektoren abhängig, die we-
der nach Wachstumsimperativen funktionieren noch dem Profitmotiv
gehorchen. So ist die Inwertsetzung von zunehmend flexibler Produkti-
onsarbeit auf ein immer grösseres Volumen von ernährenden, erzie-
henden, bildenden, pflegenden und sorgenden Tätigkeiten angewiesen.
Diese Tätigkeiten, häufig Domänen von Frauen, werden überwiegend
schlecht bezahlt oder gar gratis genutzt. Sie sind Sphäre von Überaus-
beutung und Diskriminierung. Für solche Dienstleistungstätigkeiten gilt,
dass die Wegrationalisierung menschlicher Arbeitskraft zwangsläufig
zulasten der Dienstleitungsqualität geht. Wenn überhaupt, so sind es je-
doch diese relativ rationalisierungsresistenten Sektoren, die in den fort-
geschrittenen Ländern langsam, aber stetig wachsen können. Sie zu för-
dern, bedeutete den allmählichen Bruch mit einem ressourcen-, energie-
und schadstoffintensiven Wachstumstyp, der Arbeitskraft durch Tech-
nik, durch totes Kapital ersetzt.

Die Aufwertung und bessere Bezahlung eines Teils dieser Tätigkeiten
würde einen Paradigmenwechsel in der Finanz- und Steuerpolitik vor-
aussetzen. Es ginge um die Finanzierung qualifizierter Humandienstlei-
stungen, um die Bereitstellung öffentlicher Güter in einem Sektor, der
genossenschaftlich organisiert sein könnte. Ein solcher Sektor würde er-
gänzend innovative Verzahnungen von Öffentlichem und Privatem
benötigen, denn nicht alle Pflegeleistungen können öffentlich erbracht
werden. Er hätte die Demokratisierung von Dienstleistungsarbeit durch
Mitbestimmung von Produzenten und Klienten zu fördern. Geschlech-
tergerechte Arbeitszeitverkürzungen und bezahlte Zeit für Arbeit an der
Demokratie würden ebenfalls zu einem Programm gehören, das sinn-
volle Arbeit an die Stelle des Steigerungsprinzips eines ›Immer mehr
und nie genug!‹ setzte. Eine solche Transformation käme nicht ohne die

Inhalt-Jahrbuch_Denknetz_13:Inhalt-JahrbuchDenknneu09  1.10.2013  11:29 Uhr  Seite 207



Anhang

208 Denknetz • Jahrbuch 2013

öffentliche Kontrolle gesellschaftlicher Schlüsselsektoren (Energie, Fi-
nanzen) aus, weil ökologische Investitionen sich häufig nur auf lange
Sicht amortisieren. Sie hätte die grossen marktbeherrschenden Unter-
nehmen zu dem zu machen, was sie implizit bereits sind – zu öffentli-
chen Institutionen, deren Aktivitäten an einen demokratischen Kollek-
tivwillen gebunden sind. Dies wäre eine Transformationsperspektive,
die in einem allgemeineren Sinne die Stärkung gesellschaftlicher ge-
genüber ökonomischer und staatlicher Macht und damit die Erweite-
rung von Demokratie bedeuten würde.9

Politische Akteure, auch Gewerkschaften, setzten ihr Zukunftsfähigkeit
aufs Spiel, wollten sie sich der Diskussion über eine solch radikale ge-
sellschaftliche Transformation verweigern. Die Aussichten auf einen de-
mokratischen Wandel hin zu sozialer und ökologischer Nachhaltigkeit
mögen gegenwärtig nicht berauschend sein. Sie endlich in Angriff zu
nehmen, ist jedoch allemal besser, als sich in blauäugiges Wunschden-
ken oder zynische Opfermentalität zu flüchten.
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